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Memorandum zur deutschen Frage
SED-Regime verhindert menschliche Kontakte — Bonn schaltet sich ein

IV . Bonn (Eigenbericht). Bundesaußenmittister v. Brentano 
hat am M ontag den Botschaftern und Gesandten von «ü Staaten 
ein Memorandum übergeben, in  dem die Bundesregierung dar- 
stellt-, w ie die kommunistischen Machthaber in Pankow seit 
ein iger Zeit systematisch all8 menschlichen Beziehungen zw i­
schen den beiden Teilen  Deutschlands unterbinden. Gleich­
ze itig  w ies der Bundesminister fü r gesamtdeutsche Fragen , 
Ernst Lem m er, vor der Presse darauf hin, daß von westdeut­
scher Seite aus keinerlei Beschränkungen mehr fü r Besuche aus 
der sowjetischen Zone bestehen, „W ir  wären glücklich“ , sagte 
er, „wenn man auf der anderen Seite genauso verfahren würde. 
Falls dazu technische Beratungen nötig  wären, so wäre die 
Bundesregierung dazu bereit.“

Nach dem Memorandum ist 
der Besucherverkehr zwischen 
der sowjetischen Zone und W est­
deutschland seit der Verkün­
dung des neuen Paßgesetzes in 
der sowjetischen Zone auf ein 
D rittel der früheren Zahlen her­
abgesunken. W ährend in  den 
ersten v ier Monaten des vo ri­
gen Jahres noch 680 000 Men­
schen aus der sowjetischen 
Zone nach Westdeutschland ka­
men, erhielten in  den ersten 

■ v ier Monaten dieses Jahres 
nur noch 216 000 die Genehmi­
gung, ihre Verwandten und 
Freunde im W esten zu besu­
chen. Ganzen Personengruppen, 
w ie z. B. Lehrern, Studenten 
und technischen Facharbeitern 
werden grundsätzlich keine Ge­
nehmigungen mehr zur Reise 
nach Westdeutschland erteilt.

Das Grundrecht auf F reizü ­
gigkeit w ird  den Deutschen in 
der Sowjetzone ebenfalls ver­
w eigert, Sie können das G’ebiet 
der „D D R “ auf legalem  W ege 
rticht verlassen, selbst dann 
nicht, wenn der Antrag auf 
Übersiedlung ins Bundesgebiet 
zum Zwecke der Eheschließung 
oder gar nach bereits erfo lg ter 
Eheschließung geste llt w ird. In  
diesem F a ll soll der' Ehepartner 
veranlaßt werden, in  die Zone 
zu übersiedeln.

D ie letzte Verschärfung er­
hielten die Bestimmungen durch 
die Änderung des Paßgesetzes. 
D ort hieß es in  Paragraph 8 
noch 1954: „W er ohne Genehmi­

gung das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik nach 
dem Ausland verläßt.“  In  dem 
Paßänderungsgesetz von 1957 
ist der Passus „nach dem Aus­
land“ gestrichen worden, so 
daß die angedrohten Strafen

auch für den Interzonenverkehr 
gelten.

Das Memorandum untersucht 
bis ins einzelne die Einschrän­
kungen und Behinderungen der 
Kontakte auf wissensehaftli- 
schem, auf kirchlichem, auf kul­
turellem Gebiet und im  Sport­
verkehr. Es kommt zu dem 
Schluß: „D iese P o litik  des SED- 
Regim es in der Sowjetzone 
spricht nicht nur der Verfas­
sung der ,D D R ', sondern allen 
Gesetzen der Menschlichkeit 
Hohn und verdient die A u f­
merksamkeit aller, die in  jeder 
Form  der Gewaltherrschaft und 
der Freiheitsberaubung eine Ge­
fahr fü r den Frieden  der W e lt 
erkennen,“

Gäste aus der Zone bleiben unbehelligt
Bonn weist Behauptungen über Unsicherheit zurück

Berlin  (dpa). Der Staatssekre­
tär im  Bundesministerium fü r  
Gesamtdeutsche Fragen, Franz 
Thedieek, erklärte in  einer 
Rundfunkansprache, Reisende 
aus der Sowjetzone blieben in 
der Bundesrepublik vö llig  un­
behelligt, wenn sie sieh keiner 
Straftat schuldig machten. M it 
dieser Erklärung w ies Thedieek 
die Behauptungen der Sow jet­
zonenbehörden zurück, daß es 
fü r die Bürger Mitteldeutsch­
lands keine Sicherheit in  der 
Bundesrepublik gebe. E iner Ge­
fahr der Strafverfolgung, sagte 
Thedieek, setzt sich nur der 
aus, der A ngriffe  ganz konkre­
ter A rt gegen die freiheitlich 
demokratische Grundordnung 
führe oder zu führen versuche. 
D ie Zugehörigkeit zur SED und 
eine politische Tä tigkeit in M it­
teldeutschland w erde in  der 
Bundesrepublik keineswegs als 
strafwürdig ausgelegt.

Zum F a ll Baumgart sagte der 
Staatssekretär, dieser Ostberli­
ner Journalist und FDJ-Funk- 
tionär sei nicht, w ie die SED

behauptet, auf Grund der P ro ­
teste gegen seine Verhaftung 
freigelassen worden. E r  wurde 
auf fre ien  Fuß gesetzt, w eil das 
Oberlandesgericht in Hamm die 
Stichhaltigkeit der H a ftbe­
schwerde anerkannt und deshalb 
den H aftbefeh l aufgehoben ha­
be. Man könne nicht o ft  genug 
sagen, daß die Gerichte in  der 
Bundesrepublik unabhängig sei­
en und es keinen staatlichen 
Einfluß auf ihre Entscheidun­
gen  gebe.

Thedieek hob hervor, daß seit 
Jahren zahlreiche Korrespon­
denten der Zeitungen und des 
Rundfunks der Sow jetzone un­
eingeschränkt im  Bundesgebiet 
arbeiteten. In  der Sowjetzone 
dagegen gebe es keine ständi­
gen  Korrespondenten von Zei­
tungen und Rundfunkstationen 
aus der Bundesrepublik. Es sei 
w ahrhaftig lächerlich, den F ä ll 
Baumgart als eine Einschrän­
kung der Pressefreiheit auszu­
legen und sogar m it Gegenmaß­
nahmen zu drohen.
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Atom-Wahlen?
K . W . B . Am  Sonntag1 w ird  im  

größten deutschen Bundesland, 
in Nordrhein-W estfalen, ge­
wählt. Es ist die erste W ahl 
nach den Bundestagswahlen vom 
vorigen  September, und m it ihr 
beginnt der Reigen  von fünf 
Länderwahlen dieses Jahres, 
der über Schleswig-Holstein, 
Hessen und Bayern An fang D e­
zember in Berlin  endet. F ü r ein 
paar Stunden w ar am F re itag  
der Lärm  des Wahlkampfes mit 
Tumulten, Beschuldigungen und 
anderem krä ftigen  Getön in  den 
Bonner Bundestag eingedrun­
gen. Sicherlich haben es die 
bayerischen Abgeordneten gut 
gemeint, d ie; ihre erregten K o l­
legen aufforderten, ihre Ausein­
andersetzungen nicht im  Weißen 
Haus am Rhein, sondern in den 
Versammlungssälen der rheini­
schen und westfälischen Städte 
fortzusetzen. Doch das F ieber, 
das in Bonn registriert werden 
mußte, hat seine Ursachen nicht 
nur in der Zugehörigkeit der 
provisorischen Bundeshauptstadt 
zum Land an Rhein und Ruhr. 
Man spricht in den Dörfern  und 
Städten Nordrhein-W estfalens 
keineswegs mehr von Brücken 
und Wasserwerken, von Feuer­
wehr und Straßen, von K ran ­
kenhäusern und Schulen, wenn 
man über den politischen Geg­
ner von heute und m orgen her­
fä llt. Von der Atombewaffnung, 
von kontrollierter Abrüstung 
und von Ungarn, von Chrus- 
tschow und der entm ilitarisier­
ten Zone ist straßauf, straßab 
die Rede. Theoretisch mag die 
Ermahnung, in W ahlen zum 
Landesparlament nur die F ra ­
gen der Landespolitik zur D is­
kussion zu stellen, auch heute 
noch immer richtig sein — 
praktisch hält sich kein Redner 
mehr daran, w ill aber offenbar 
auch kein Zuhörer sich mehr 
dafür interessieren.

An Versuchen, m it den W äh­
lern darüber in ein Gespräch zu 
kommen, ob die bisherige R e ­
gierungskoalition im 14-Millio- 
nen-Land an der Ruhr gute 
oder mangelhafte Arbeit gelei­
stet habe, hat es nicht gefehlt. 
D ie  Düsseldorfer Landesregie­
rung selbst, die vor zwei Jah­
ren durch den Husarenritt der 
„Jungtürken“ aus der F D P  in 
einer A rt kalten Futsches gebil-

det worden war, hat sogar a lle 
Anstrengungen gemacht, nach­
zuweisen, w ie  w en ig grundsätz­
liche Veränderungen, w ie  w en ig 
Experim ente sie gegenüber der 
früheren langjährigen CDU-Re- 
g ierung während ihrer kurzen 
Amtszeit gebrach t, hat. Aber 
selbst diese betuliche Bemühung 
der als Revolution begonnenen 
SPD -FD P-Koa lition , sich als die 
getreuen Fortführer einer ge­
stürzten konservativen Landes­
politik  anzubieten, hat die W äh­
ler nicht sichtlich bewegt. Sorg­
fä lt ige  Beobachter des W ah l­
kampfes in Nordrhein-W estfa­
len berichten statt dessen, daß 
die Bevölkerung des industriel­
len deutschen Kernlandes den 
Wahlthemen sich erst aufge­
schlossen zeigt, wenn sie den 
drängenden Fragen  der Außen-, 
Innen- und W ehrpolitik  zuge­
wandt sind. Das m ag die W ahl- 
Manager und Propagandisten 
mehr als bei jedem  früheren 
Länderwahlkam pf anim iert ha­
ben, in Nordrhein-W estfalen 
eine A rt Neu-Auf läge der Bun­
destagswahlen abzurollen. Es 
scheint, als habe die Bundes­
tagswahl m it ihren sehr harten 
Auseinandersetzungen noch lan­
ge nicht das gefährliche heiße 
K lim a erreicht, in  dem sich 
jetzt die Parteien  und ihre 
W ortführer bei der Länderwahl 
gegenüberstehen.

D ie W ahlen zum Landtag sind 
sichtlich nur ein Anlaß, die Be­
völkerung aus dem Meinungs­
vie lerlei zu einem eindeutigen 
Ja oder Nein  zu bewegen. B is­
her mochte sich in den Land­
tagswahlkämpfen noch die 
Mehrzahl der kleinen und k le i­
neren Parteien besser in Szene 
setzen können als bei den W ah­
len zum Bundestag, bei denen 
der Zug zur Zwei-Parteien-Ent- 
scheidung sich immer krä ftiger 
durchsetzt. Wenn nicht alles 
trügt, nimmt aber Nordrhein- 
W estfa len  zum erstenmal diesen 
Parteien  auch ihre letzten H o ff­
nungen. D ie unaufhörliche A u f­
forderung an die deutsche P o li­
t ik  in der wechselhaften, aber 
immer gefährlichen Auseinan­
dersetzung m it den W elten  von 
Ost und W est den richtigen 
und starken P la tz einzunehmen, 
verlangt in zunehmendem Maße 
eine Po litik  des Entweder- 
Oder. D ie mancherlei Zwischen­
lösungen und die vie lerlei deck­
baren und zu erdenkenden Kon­

zeptionen werden immer aufs 
neue von den harten Tatsachen, 
die die Weltmächte und insbe­
sondere unsere östlichen P a rt­
ner schaffen, weggespült. Das 
macht die F rage  nach den po li­
tischen Nuancen und Taktiken 
zweitrangig. Es- zw ingt zur -po­
litischen Vereinfachung, die das 
innen-, wirtschafts- und sozial­
politische Detail zur Geringfü­
g igke it verurteilt.

D ie Wahlkämpfe, die nun alle 
zwei Monate neu entbrennen, 
reißen die Fronten im  V o lk  im ­
mer aufs neue auf. Und W un­
den, die keine Zeit zum Heilen  
haben, müssen unheilbar b le i­
ben und die Struktur gefähr­
den. Der Wunsch, die Land­
tagswahlen der zehn deutschen 
Länder nicht mehr über die 
v ie r  Jahre zwischen zwei Bun­
destagswahlen zu verteilen, son­
dern gemeinsam in der M itte 
dieses Zeitraumes —  w ie etwa 
in den Verein igten Staaten — 
abzuhalten, hat aus solcher P e r­
spektive vieles fü r sich,

%

D ie Opposition, die den R e ­
gierungsparteien im  Bund w i­
derstrebt, erhofft von den A b ­
stimmungen im Bundesland 
eine Korrektur der W ahlent­
scheidung vom  vorigen Sep­
tember. Sie erwartet den 6. Juli 
als ein Barometer fü r die vier 
W ahlen im  Jahre 1958. D ie R e ­
gierungsparteien und voran die 
CDU sind gegenüber solchen 
Erwartungen natürlich in der 
schwierigeren Position ; denn 
der Adenauer-Regierung w ird  
ja  als schwerste W affe die Be­
hauptung entgegengefeuert, sie 
habe sich vor dem September 
1957 gegen eine mögliche ato­
mare Bewaffnung der Bundes­
wehr ausgesprochen. „Atom wah­
len“ sind so aus den W ahlen 
des nächsten Sonntags gew or­
den. D ie Regierungsparteien — 
und vor allem Adenauer m it 
sehr massiver Aktivität —* ha­
ben diese Herausforderung an­
genommen. Und sie zeigen sich 
heute trotz dieses psychologi­
schen Handicaps sehr optim i­
stisch. Vom großen einem Th e­
ma „A tom politik“ ist die W ah l­
befragung in einem Land zur 
F rage darüber geworden, ob die 
Mehrheit der deutschen Bevöl­
kerung die Po litik  weiterhin be­
stätigt, die sich klar an den N a­
men und die politische L in ie 
Adenauers knüpft.



Karl Arnold gestorben
B. Bonn (Eigenbericht)

Von allen Litfaßsäulen, von 
Zäunen und Anschlagtafeln in 
Nordrhein-W estfalen w irb t der 
K o p f K a rl Arnolds. E ine Woche 
noch sollten die 10,5 M illionen 
W ähler in  Nordrhein-W estfalen 
dazu aufgefordert werden, die­
ser Persönlichkeit w ieder die 
Führung der politischen V er­
waltung in Deutschlands größ­
tem Bundesland in die Hände 
zu geben. Von den zw ö lf Jahren 
Nachkriegsgeschichte des Lan­
des w ar ja  neun Jahre lang 
K a rl Arnold der Regierungschef 
von Nordrhein-W estfalen gew e­
sen. W ie auch immer das W ahl­
ergebnis vom  nächsten Sonntag 
aussehen w ird : Arnold kann der 
Ministerpräsident von N ord ­
rhein-W estfalen nicht mehr hei­
ßen. Den 58jährigen, Aktiven, 
Kerngesunden, fä llte bei der 
Heim fahrt von einer W ahlver­
sammlung, deren er Dutzende 
in  den letzten Wochen Abend 
fü r Abend abgehalten hatte, das 
Schicksal. D ie tiefe Betroffen­
heit lähmt nicht nur die große 
Zahl seiner Freunde, sondern 
erschüttert auch die politischen 
Gegner, m it denen er sich je  
länger, je  heftiger zu messen 
hatte. Mag man das Angebot 
der gegenwärtigen Regierungs­
parteien in Düsseldorf, ange­
sichts des Todes Arnolds den 
W ahlkam pf einzustellen, auch 
noch m it anderen M otiven er­
klären w ollen : In  den W orten, 
die SPD und F D P  nach dem 
plötzlichen Hinscheiden finden, 
schwingt mehr als das römische 
„N ur Gutes über die Toten“ .

W as die größte deutsche P a r­
tei m it Karl Arnold verloren 
hat, kann der Augenblick nur 
ungefähr erfassen. E r w ar 
nicht nur einer der profilierte­
sten Köp fe in dieser aus soviel 
verschiedenen aktiven Elemen­
ten zusammengewachsenen P a r­
tei, sondern ihm g ing vor allem 
auch die Fama nach, daß er am 
stärksten an der Neigung arbei­
tete, zu den-anderen politischen 
K rä ften  in Deutschland vertrau­
ensvoll Brücken zu schlagen.

Seine Herkunft aus dem L a ­
ger der Christlichen Gewerk­
schaften hat ihn dazu prädesti­
niert, sich von den vielen poli­
tischen Aufgaben, denen sich 
die Christlich - Demokratische 
Union gegenübersah, insbeson­
dere der Aktion im  sozialen

Sektor hinzugeben. In  den An­
fangsjahren der politischen 
Neubildung Deutschlands, da 
man an die übernommenen B e­
griffsform ulierungen aus der 
W eim arer Republik w ieder 
glaubte anknüpfen zu müssen, 
mochte man den ehemaligen 
christlichen Gewerkschaftler 
wohl w ie  Jakob Kaiser als den 
Exponenten eines linken F lü ­
gels in  der breiten Union kenn­
zeichnen. Sosehr aber sich A r ­
nold in den Gewerkschaften, in 
den Sozialausschüssen der CDU 
und auch bei der Auswahl der 
Aufgaben, die er als R eg ie­
rungschef im  Lande an Rhein 
und Ruhr anpackte, als eine 
Persönlichkeit erwies, die den 
A rbeiter besonders anzuspre­
chen und zu gewinnen ver­
mochte: sosehr hatte der Mann 
K arl A rnold von Jahr zu Jahr 
mehr sich der großen, Gruppen 
und Schichten überspannenden 
politischen Zielsetzung verbun­
den.

Man kann sogar sagen, daß 
im  politischen W ege Arnolds 
sich deutlich w ie kaum anders­
w o abzeichnet, daß „L inks“  und 
„Rechts“  in  Deutschland über­
holte politische Klassifizierun­
gen geworden sind. Es mochte 
einmal einen Adenauer- und 
einen Arnold-F lügel _ in  dieser 
Parte i gegeben haben. N icht nur 
die starke Persönlichkeit des

Berlin (dpa). D er frühere R e­
gierende Bürgerm eister von Ber­
lin, B r. W alther Schreiber, ist 
an den Folgen  eines Schlagan­
falls gestorben. Dr. Schreiber, 
der am 10. Juni seinen 74. Ge­
burtstag beging, mußte am 
26. Juni nach einem schweren 
Anfa ll in das Berliner H ilde­
gard-Krankenhaus eingeliefert 
werden.

*

D T. Noch vor wenigen Tagen 
sah man ihn im Rathaus 
Schöneberg zu gewohnter Stun­
de bei den Abschlußberatungen 
und Parlamentssitzungen. W er 
ihn nicht kannte, mochte sein- 
A lter vielleicht auf Ende 50, 
keineswegs aber auf über 70 
schätzen. Dr. W alther Schreiber 
war ein Po litik er echter Sach-

Bundeskanzlers hat dieses Ge­
genspiel aufgelöst und aufgeho­
ben, sondern gerade auch die 
Leistung und die politische E r­
kenntnis, durch die Arnold im ­
m er mehr zum gew ichtigen R e ­
präsentanten einer P o lit ik  ge­
w orden ist, die zwar wechselnde 
M ittel einsetzte, aber doch den. 
gleichen Zielen zustrebt.

Wenn je  eine Stunde und eine 
Situation gegeben war, in  der 
ein Mann unersetzlich scheint, 
dann ist es die, die K a rl A r ­
nold je tz t abgerufen hat. N a ­
türlich w ird  die Christlich-De­
mokratische Union auf ihre 
große Mannschaft von Persön­
lichkeiten hinweisen können, 
aus der heraus einer an A r ­
nolds P la tz  treten w ird . Doch 
der so früh Verstorbene nahm 
ein wesentliches Stück Po litik  
sozialer und menschlicher L e i­
stung m it sich ins Grab, das 
unübertragbar und an seine 
Züge gebunden bleibt. D ie 
Union, die schon so manchen 
Verlust in den letzten Jahren 
hinnehmen mußte, w ird  am 
Tode K a rl Arnolds besonders 
schwer zu tragen haben. Nicht 
nur in  Nordrhein-W estfalen, 
das am nächsten Sonntag A r ­
nold wählen sollte, sondern 
überhaupt und überall dort, wo 
es gelungen war, die Stauung 
von links und rechts aufzuwei­
chen und das B ild einer neuen, 
allen K rä ften  des Volkes sich 
gleichermaßen öffnenden P o litik  
energisch zu entfalten.

lichkeit, g rad lin ig  ohne Umweg 
auf das Z iel zugehend. Das 
ganze Gegenteil eines Nur-Tak- 
tikers und eines sich in der A b ­
hängigkeit wohlfühlenden Funk­
tionärs, bewahrte er sich stets 
seine persönliche Selbständig­
keit —  ein schon im äußeren 
Auftreten korrekt w irkender 
T yp  jener Herrengeneration, 
deren letzte Vertreter je tz t zu 
zählen sind.

Geboren am 10. Juni 1884 als 
Sohn eines Gutsbesitzers in 
Sachsen-Anhalt, studierte er 
nach seiner Schulzeit in  W eimar 
Rechtswissenschaften. Auch ihm 
wurde Friedrich Naumann zum 
wegweisenden Lehrer. Politisch 
trat Schreiber nach dem ersten 
W eltk rieg in der Demokrati-

D r .  W a lt h e r  S c h r e ib e r  f
Berlins ehemaliger Bürgermeister erlag einem Schlaganfall



S o w j e t - B a lle r in a  als L a d e n d i e b i n
Zwischenfall in Brüssel — Neuer Fall Ponomarewa

Dr. Walther Schreiber f
Fortsetzung von S. 3

sehen Fraktion  des Preußischen 
Landtages hervor. 1925 wurde er 
preußischer M inister fü r Handel 
und Gewerbe im  Kabinett M arx 
und später in  den Kabinetten 
Brauns. Durch H errn  von Pa- 
pen wurde er schließlich 19S2 
seines M inisteramtes enthoben.

D ie  vielen Anfeindungen der 
nationalsozialistischen Zeit und 
harte Sehicksalsschläge —  er 
verlor seinen einzigen Sohn im  
K r ie ge  und wurde fünfmal aus­
gebom bt —  machten ihn nicht 
verschlossen, sondern stärkten 
seine H ilfsbereitschaft fü r N o t­
leidende. 1945, als zum zweiten 
M ale ein deutscher demokrati­
scher Staat errichtet werden 
sollte, gehörte W alther Schrei­
ber zu den Gründern der CDU 
in  Berlin. Seine Erfahrungen als 
Verwaltungsfachmann, seine 
praktischen Kenntnisse der 
W irtschaft, vor allem  aber seine 
offenen und klaren Auffassun­
gen paßten nicht in die sow je­
tische Deutschland-Konzeption. 
Und so wurden Herm es und 
Schreiber, die ersten Vorsitzen­
den der CDU, im  Dezember 1945 
von Marschall Schukow aus 
ihren Ämtern vertrieben, zumal 
sie die befohlene „Bodenreform “ 
als unsinnig ablehnten.

A ls stellvertretender Bürger­
meister und als Nachfo lger 
Ernst Reuters lebt W alther 
Schreiber w eiter im  Bewußtsein 
der Berliner —  eine Persönlich­
keit, deren Verdienste die Stadt 
zu bleibendem Dank verpflich­
ten.

Washington, (dpa/ap). Der 
amerikanische Außenminister 
Dulles versicherte auf seiner 
wöchentlichen Pressekonferenz, 
daß sich seine Regierung nicht 
erpressen lassen werde, um von 
den Sowjetzonenbehörden die 
Freilassung der neun Besat­
zungsmitglieder eines amerika­
nischen Hubschraubers zu er­
reichen. Dasselbe ge lte  für die 
kubanischen Rebellen, die 42 
Amerikaner festhalten. Falls 
sich die USA solchen Erpres­
sungsversuchen beugen würden, 
könnten auch' andere Staaten 
dazu erm utigt werden, ebenfalls 
amerikanische Staatsbürger als 
Geiseln zu benutzen.

Büssel (ap ). E iner der Stars 
des gegenw ärtig  zur W eltaus­
stellung in Brüssel gastierenden 
Moskauer Bolschoi Balletts, die 
Tänzerin O lga Lepischinskaja, 
ist bei einem Ladendiebstahl in 
einem Brüsseler Warenhaus er­
tappt und der P o lize i überge­
ben worden. W ie  die Po lize i be­
kanntgab, wurde die Tänzerin 
w ieder freigelassen, nachdem 
sie den Diebstahl gestanden 
hatte. Eine gerichtliche V erfo l­
gung sei nur vorgesehen, wenn 
dies von der Leitu ng des W a­
renhauses beantragt werde. Von 
seiten des Warenhauses wurde 
erklärt, daß normalerweise kein 
S trafverfolgungsantrag gestellt 
werde, wenn es sich um den 
ersten F a ll eines solchen De­
likts handele.

Nach M itteilung der Po lize i 
hatte die Tänzerin zwei Paar 
Handschuhe, einen Regenschirm  
und ein ige K lein igkeiten  an sich 
genommen und bereits das Ge­
schäft verlassen, als sie von 
dem W arenhausdetektiv gestellt 
und der Po lize i übergeben 
wurde. Nachdem sie den D ieb­
stahl eingestanden und sich aus­
gewiesen hatte, wurde sie w ie ­
der auf freien  Fuß gesetzt. Der 
V orfa ll weist gew isse Ähnlich­
keiten m it einem Ladendiebstahl 
der sowjetischen Leichtathletin 
N ina  Ponomarewa auf, die vor 
zwei Jahren in einem Londoner 
Warenhaus fünf Hüte gestohlen 
hatte. D er Diebstahl der D is­
kuswerferin hätte damals be i­
nahe zu diplomatischen Ver-

D ie Sowjetzonenrepublik sei 
darum bemüht, die Freilassung 
der neun Amerikaner von B e­
dingungen abhängig zu machen 
und von den U SA einen po liti­
schen Akt zu erzwingen, der 
praktisch auf die Anerkennung 
der Sowjetzonenregierung als 
eines souveränen Staates hin­
auslaufen würde.

Kurz zuvor hatte der sow je­
tische Geschäftsträger in W a ­
shington Striganow gegenüber 
Staatssekretär Murphy den so­
wjetischen Standpunkt w ieder­
holt, daß für die Freilassung 
der F lieger die Sowjetzonen­
regierung und nicht die Sow jet­
regierung zuständig sei.

Wicklungen geführt, w e il sie 
sich anschließend gew eigert 
hatte, vor einem britischen Ge­
richt zu erscheinen, und sich 
statt dessen mehrere Tage lang 
in  der sowjetischen Botschaft 
verborgen hielt.

D ie 41jährige Prim aballerina 
zählte zu Lebzeiten  des D ikta­
tors zu den Favoriten  Stalins 
und nimmt auch unter den 
neuen Herrschern im  Krem l eine 
bevorzugte Stellung ein. Auch 
in  Kreisen der in Moskau ak­
kreditierten Diplomaten ist sie 
ein häufig und gern  gesehener 
Gast. Ebenso berühmt wegen 
ihrer Tanzkunst w ie wegen 
ihrer ungewöhnlich eleganten 
Garderobe, gehört sie seit Jah­
ren zu den bekanntesten E r­
scheinungen der sowjetischen 
Hauptstadt.

Bonn steht zu Verträgen 
mit Moskau

W . Bonn, (E ig.-Ber.) D ie 
Kursänderung in der sow jeti­
schen Außenpolitik, die seit der 
Bekanntgabe der Budapester 
B luturteile festzustellen ist, hat 
keinen Einfluß auf die E rfü l­
lung der deutsch-sowjetischen 
Verträge durch die Bundes­
republik. D ie Bundesregierung 
hat dem Bundesrat überra­
schend schnell die beiden V er­
träge, die am 25. A pril abge­
schlossen worden waren, zur 
Genehmigung vorgelegt. In  der 
schriftlichen Erläuterung spricht 
die Bundesregierung die H o ff­
nung aus, daß ihre Durchfüh­
rung „der weiteren Verbesse­
rung der beiderseitigen Bezie­
hungen nützlich sein“  werde.

M it dem neuen Botschafter in 
Moskau, Dr. K ro ll, der zu sei­
ner ersten Berichterstattung in 
Bonn eintraf, w ird  auch die 
Fortsetzung der deutsch-sowje­
tischen P o litik  besprochen w er­
den. Es ist in Bonn bekannt, 
daß Dr. K ro ll dafür eintritt, 
über die letzten Zwischenfälle 
in Rolandseck und Moskau hin­
wegzugehen und den Versuch 
einer allmählichen Verständi­
gung m it der Sow jetregierung 
fortzusetzen.

U S A  g e g e n  E r p r e s s e r m e t h o d e n



Auf der Jagd nach „Reserven“
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland
B. Berlin (Eigenbericht)

Der V: Parte itag  der SED 
w irft überall in der Zone seine 
Schatten voraus. D ie Bezirks­
delegiertenkonferenzen fördern 
mancherlei Schwierigkeiten und 
Mängel zutage. D ie Führer der 
SED fahren von einem Ort zum 
ändern. D ie Funktionäre werden 
von Versammlung zu Versamm­
lung gehetzt. Den normalen 
Sterblichen machen sich die Vor­
bereitungen anders bemerkbar: 
Zu Ehren des Parteitages sind 
überall Verpflichtungen zur 
Mehrproduktion übernommen 
worden, ist überall zusätzliche 
A rbeit zu leisten. D ie ein­
fachen Menschen stöhnen unter 
der Last dieser Vorbereitungen. 
Sie wissen, daß nach dem P a r­
teitag andere Kampagnen kom­
men werden, die ebenfalls vie le 
Anstrengungen erfordern w er­
den.

H A L L E
Auch die Schnüffler arbeiten 

fü r den Parteitag. D ie  Ange­
hörigen der Paketkontrollstelle 
des Amtes für Zoll und K on ­
tro lle des Warenverkehrs in 
Halle verpflichteten sich zu zu­
sätzlichen Leistungen. A lle r­
dings w ollen sie im Nationalen 
Aufbauwerk arbeiten. —  Au f 
einer Baustelle des Aufbau­
werks aber konnten die „ fre i­
w illigen “ H elfer nicht vie l tun, 
w eil weder ein verantwortlicher 
L e iter noch Arbeitsgeräte vor­
handen waren. „B ei solch einer 
verantwortungslosen Einstellung 
gegenüber der Bereitschaft der 
W erktätigen  w ird  natürlich die 
ideologische A rbeit erschwert“ , 
schimpft die „F re ihe it“ . —  M it 
Lack und Farbe fü r die Partei. 
Ein Rentner verpflichtet sich, 
den K indergarten in Steuden 
zweimal weiß zu streichen und 
zu lackieren.

D ie F D J  startet „B litz “ -Kon- 
trollaktionen. FD J-M itg lieder, 
Schüler und Junge Pion iere 
drangen in die Betriebe ein, 
überschwemmten W erkstätten, 
Lagerräum e und Abstellp lätze 
und forschten nach unbenutztem 
Material. Die,, F reihe it“ schreibt 
dazu: „E in ige Beispiele zeigen, 
welche gewaltigen Reserven 
noch in unseren Betrieben stek- 
ken.“ Denn es wurden für

100 000 D M  Ölfarbenbestände 
aufgespürt und in einem Braun­
kohlenbergwerk 10 000 Tonnen 
Schlammkohle. Diese Schlamm­
kohle ist noch fü r Teerpreß­
linge und Eierbriketts zu ver­
wenden. D ie FD J ler freuen sich, 
so „gew altige“ E rfo lge  errun­
gen zu haben. Und so mancher 
W erk leiter ist verzw eifelt, w eil 
ihm aus seinem Betrieb, fü r den 
ihm die Verantwortung aufge­
bürdet ist und nicht irgendw el­
chen FDJ-Funktionären, die 
letzten Reserven rausgeschleppt 
wurden.

LE IP Z IG
Kosmetische A rtike l fü r den 

Parte itag. Der VEB  Karm a ver­
pflichtete sich, fü r 300 000 DM  
zusätzlich kosmetische A rtike l 
herzustellen. —  Aber auch 
Schrott soll anläßlich des P a r­
teitages in erweitertem  Ausmaß 
anfallen. Jedenfalls verpflichtete 
sich die Handelszentrale Schrott, 
5 Tage Planvorsprung zu er­
reichen. D ie Bevölkerung frag t 
sich, woher denn plötzlich soviel 
Schrott kommen soll.

V ier  Wochen ohne Lebensm it­
telkarten. D ie L e ip z iger und 
auch alle anderen Menschen in 
der Zone sind nicht so begei­
stert, w ie  es die SED-Presse 
w ill. „W enn man die Aufhebung 
der Rationierung als einen gro­
ßen E r fo lg  fe ie rt“ , meinen 
manche, „dann ze ig t das doch 
nur, daß die Bundesrepublik 
schon vie le Jahre vorher diesen 
E rfo lg  erringen konnte“ . —  D ie 
vergangenen v ier Wochen brach­
ten den Beweis, daß das E in­
käufen doch erheblich teurer 
wurde. Der Lohnausgleich ver­
m ag nicht den Unterschied zw i­
schen Karten- und HO-Preisen 
auszugleichen. Vor allem kin­
derreiche Fam ilien und Schwer­
arbeiter m it den besseren L e ­
bensmittelkarten kommen jetzt 
bedeutend schlechter mit ihrem 
Geld aus.

BELZIG
Auch ; u f dem Land viele V er­

pflichtungen zu Ehren des SED- 
Parteitages. D ie Traktoristen 
wollen mehr fahren, die Melker 
mehr Milch hervorzaubern, die 
Agronomen wollen alles schnel­
ler wachsen lassen. Aber so ein­
fach ist es nicht. Es liegen so­

gar v ie le  F eld er brach., überall 
fehlen Arbeitskräfte. In  D ipp- 
mannsdorf wohnt eine Bäuerin, 
von den beiden Söhnen arbeitet 
einer bei der M TS, w o er mehr; 
verdient als zu Hause, der an­
dere in  Brandenburg. X>ie Frau  
muß sehen, w ie  sie m it ,15 ha 
fe r t ig  w ird . —  In  B elz ig  muß 
ein 60 Jahre altes Ehepaar a llein  
17 ha bewirtschaften. D er Mann 
und die Frau  sind verzw eifelt. 
D ie  Zeitung fra g t: „W as w ird  
aus dem Lan d?“ und stellt fest, 
daß man im  K re is  B elz ig  keine 
klare Antw ort auf diese F rage  
weiß. Denn im K reisgeb iet B e l­
z ig  sind rund 500 ha landw irt­
schaftlicher Nutzfläche über­
haupt nicht bestellt.

OSTBERL IN
Streitkräfte der Zone rüsten 

zum Parteitag. Ih re Zeitung 
„D ie Volksarmee“ berichtet: 
„D ie  Soldaten, Unteroffiziere 
und O ffiziere unserer Einheiten 
versprechen der zentralen D ele­
giertenkonferenz, daß sie er­
höhte Anstrengungen unterneh­
men, um bis zum V. Parte itag  
a lle eingegangenen Verpflich­
tungen zur Gewährleistung der 
ständig erhöhten Gefechtsbereit­
schaft und zur Stärkung un­
seres A rbeiter- und Bauernstaa­
tes zu erfüllen.“

Bei dem Bau von Modellschif­
fen, Torpedoboot - Zerstörern, 
fehlen dringend Elektromotoren. 
D ie  „Volksarm ee“ sendet H ilfe ­
ru fe aus: Damit die Schiffe an­
getrieben werden können, brau­
chen die Genossen E-Motoren. 
„W er  kann helfen?“ —  Dafür 
soll aber energisch der Po lit-  
unterricht verbessert werden.

Bei der Sportkonferenz - der 
Volksarmee w ird  deutlich er­
k lärt: „Körperkultur und Sport 
dienen der, Verteid igungsbereit­
schaft.“  —  „D ie Offiziere, die 
die Bedeutung der K örp er­
ertüchtigung noch nicht erken­
nen, haben den Sinn ih rer T ä ­
tigkeit noch nicht begriffen .“  — 
Hauptaufgabe ist Entfaltung 
des Massensports. Den an einer 
Spartakiade teilnehmenden 
Sportlern w ird  die Aufgabe ge ­
stellt, in der Gesamtländerwer­
tung der Spartakiade m inde­
stens den vierten P la tz zu er­
ringen. A lles zu Ehren der 
Partei.



Friedliche Energie in Italien
Kirchlicher Segen für die „Nucleare Vires“  — Atom-Ausstellung in Rom

H . Bern (E igenbericht)
Ita lien  w ill nicht mehr das 

Land der Romantik, der Man­
dolinen und Gondolieri sein, es 
se i denn fü r Touristen. Schon 
der Futurismus w ollte das I ta ­
lien  Marconis als Avantgarde- 
Land  der modernen Technisie­
rung sehen. Damals schon malte 
man B ilder von „U ltra-Raum " 
und „U ltra-Zeit“ , von neuen 
„W eltenerg ien “.' D er Faschismus 
nahm diesen „techniko-politi- 
schen“ Futurismus in  sein ideo­
logisches Program m  auf. D ie 
Mandoline und der Mond gelten 
als Symbole fü r  das Kitsch- 
Ita lien  der Frem den fü r die 
falsche „Ita lian itä “ , aber auch 
jen er Ita liener, d ie angeblich 
gerne v ie l singen und w en ig  ar­
beiten, der rückständigen, klein­
bürgerlichen „Babbos“  und der 
lebensuntüchtigen „Lazzaron i“ , 
D ie  „A ero-P ittu ra " entstand, 
d ie F lug-M alerei, im  Zusam­
menhang m it Balbos schneidi­
gem  Geschwaderflug nach Am e­
rika. Seitdem g ib t es in  Ita lien  
einen „K u lt  der Technik“. Mar- 
eoni g ilt  v ie len  als der wahre 
Repräsentant des italienischen 
Genies, größer als Dante und 
Verd i.

Eine neue Rom antik
D ieser K u lt der Technik hat 

zw ar au f dem G'ebiete der E lek­
trotechnik und auch auf rein 
wissenschaftlichem Gebiete be­
deutende praktische Leistungen 
und theoretische Erkenntnisse 
angeregt. D ie  schwierige W ir t­
schaftsstruktur Ita liens jedoch, 
Eohstoffarm ut und Bevölke­
rungsüberschuß, verhinderte die 
praktische Verw irklichung g ro ­
ßer Träume. Ita lien , das Land, 
dem die W e lt  so v ie le  erfinde­
rische Genies verdankt, fühlt 
sich heute w ieder rückständig, 
längst überflügelt von den in­
dustriestarken Ländern. Es ent­
steht daher etwas Zwiespälti­
ges: eine neue Romantik ato­
mar-technischer Zukunftsvisio­
nen, dabei aber auch der 
Wunsch, solche B ilder einer 
märchenhaften Zukunft, durch 
die angeblich fast alle sozialen 
Prob lem e gelöst werden könn­
ten, rasch zu verwirklichen.

Neuer Futurismus
Die „Internationale Ausstel­

lung fü r Elektrotechnik, Atom ­

energie und Fernsehtechnik“ in 
Rom  ist daher dauernd über­
fü llt. Sie mußte bis Mitternacht 
offenbleiben, auch der Beleuch­
tungseffekte wegen. Ita lien  er­
lebt in den imposanten Aus­
stellungshallen einen neuen 
„Futurismus“ , eine Zukunfts­
welt, in der es keine P rov in ­
zialismen und schuftende Land­
arbeiter mehr g ibt, keine Sor­
gen m it K ä lte  und H itze, mit 
zuviel Regen  und zuviel Sonne, 
m it entwaldeten Bergen, m it 
schwindsüchtigen W eizenfeldern 
unter sonnverdorrten Felsen, 
m it Kohlen- und Eisenarmut, 
m it Häusern ohne L ich t und 
Wasser, m it sozialen Unterschie­
den, m it Überschwemmungen 
und dürren Feldern, ja  m it ar­
beitslosen Kindern. D er W eg  
vom  Uranium bis zum „Atom ­
m eiler fü r friedliche Zwecke“

Man freut sich, unter den v ie­
len Fahnen am Ausstellungsge­
bäude auch die schwarzrotgol­
dene zu sehen, aber vergebens 
sucht man in der L is te  von 31 
Staaten, darunter außer USA 
und Sowjetunion, , England, 
Frankreich, Spanien, aber auch
u. a. Po len  und die Tscheche:, 
nach dem W ort „Deutsche Bun­
desrepublik“ . Auch am Kongreß 
fü r die friedliche Verwendung 
von Atom energie nahmen keine 
Vertreter der Bundesrepublik 
teil, und es ist dies a ll­
gemein als ebenso bedauer­
lich w ie  als höchst eigen­
artig  bezeichnet worden, denn 
w ir  haben auf dem Gebiet ja  
nicht nur einiges anzubieten, 
sondern auch noch vie l zu ler­
nen. W ozu also die schwarzrot­
goldene Fahne? W ir  erfuhren, 
daß die Ostzone zwei Vertreter 
geschickt hat, sie nahmen „in ­
offiz ie ll“ teil. M it der Fahne hat 
man es also nicht so genau ge­
nommen. Man dachte sich w ohl: 
etwas von Deutschland ist an­
wesend und subsumierte das 
östliche recht munter einfach 
unters Westliche. Deutscher 
Geist im  Ausland? Es ist das 
alte L ied  . . .

Kehren w ir  zu den äußeren 
W irkungen der Ausstellung in

w ird  als der kurze W underweg 
des Märchens erlebt . .  . zum 
universellen Glück.

Die atomare „E U R “
Eä w irk t kaum noch als Zu­

fa ll, daß diese Ausstellung, die 
vor allem von den U SA mit 
einer verschwenderischen Fü lle 
von Mechanismen a ller A rt  aus­
gestattet worden ist, in  jenen 
Hallen P la tz gefunden hat, die 
Mussolini im Süden von Rom 
fü r die geplante W eltausstel­
lung 1942 bauen ließ. D ie je t ­
z ige „Atom -Ausstellung“ ist die 
bisher größte. Dem Rom  der 
Cäsaren steht ein konkretes fu ­
turistisches Rom  gegenüber, 
wenn erst in Modellen und in 
meist noch recht schwer ver­
ständlichen Mustern von Instru ­
menten, die w ie  kalte, stumme 
Ungeheuer in den V itrinen lie ­
gen.

Ita lien  zurück. Wenn man auf 
Gespräche der Arbeiter achtet, 
die nach Feierabend in diesen 
nun auch schon „historischen“ 
H allen  wandeln, so w ird  man 
verblü fft sein: sie sprechen über 
diese Armaturen, Transform ato­
ren, Meß-, H eil-, Signal- und 
Energiegeräte w ie  ihre Groß­
eltern einst von den verschiede­
nen Rassen von Hühnern, K a ­
ninchen und Ziegen, d. h m it 
dem gleichen W issen und der 
gleichen Leidenschaft. Im  K op f 
vie ler Italiener, so scheint es 
uns, ist jedenfalls eine Voraus­
setzung vorhanden: Technik als 
Zukunftstraum und Sport fü l­
len das H erz der meisten aus.

Das weiß der Staat, das weiß 
die Kirche. D ie Ausstellung 
wurde vom Staatspräsidenten 
eröffnet und von Kardinal Tede- 
schini m it einer neuen, vom 
Vatikan entworfenen lateini­
schen Segensformel gew eih t: 
„A d  Nucleares V ires“ , für die 
Nuklearkräfte, fü r die fr ied li­
chen Nuklearkräfte. Für ihre 
Entwicklung und sinnvolle V er­
wendung flehte der Kardinal 
den Segen Gottes herab, m it der 
gleichen Inbrunst w ie die 
K irche die Verwendung der 
Atom energie zu zerstörerischen 
Zwecken verdammt.

W o  b le ib t  d ie  B u n d e s r e p u b lik ?



Politisches Asyl -  heute
Professor Kirchheimer: W ie war das Terror-Urteil gegen Imre Nagy möglich?

B erlin  (Eigenbericht)
Noch erregt die Verurteilung 

und H inrichtung des ehemali­
gen ungarischen M inisterpräsi­
denten N a gy  und seiner M it­
arbeiter die W elt. Das, was jetzt 
geschah, konnte sich nur ere ig ­
nen, w eil ein offenkundiger V ö l­
kerrechtsbruch vorausging: der 
Bruch des Versprechens der R e ­
gierung Kadar auf freies Geleit 
und Straffreiheit fü r N a gy  und 
die Seinen, nachdem ihnen in 
der jugoslawischen Botschaft in 
Budapest A sy l gewährt worden 
war.

D ieser Sachverhalt, lenkt er­
neut die Öffentliche Aufm erk­
samkeit auf die ganze F ragw ü r­
digkeit eines schwierigen ju r i­
stischen Problems, auf das 
Asylrecht. Sehr kritisch, nicht 
nur gegenüber dem Osten, legte 
kürzlich ein Fachmann, der V ö l­
kerrechtler Professor Dr. Otto 
K irchheim er (W ashington), den 
F in ger auf die W unde und er­
läuterte vor der „Arbeitsgem ein­
schaft fü r Forschung des Lan ­
des Nordrhein-W estfalen“  in 
Düsseldorf die gegenwärtigen 
Verhältnisse.

Keine einheitliche Auslese
Einer Fü lle von Gesetzen, 

Verordnungen und Theorien 
steht heute, so betonte P ro fes­
sor Kirchheimer, eine durchaus 
uneinheitlich geübte, von den 
Theorien oft abweichende P ra ­
x is gegenüber. Sucht man eine 
einheitliche L in ie  in der A sy l­
rechtsprechung verschiedener 
Zeiten und Nationen,- so w ird  
man sie eher in der mehr oder 
minder verhüllten Vertretung 
bestimmter Interessen feststel­
len können als in der Überein­
stimmung von Theorien.

In  den Vereinigten Staaten 
w ird  zum Beispiel m it H ilfe  
eines dichten Netzes w ider­
spruchsvoller Bestimmungen 
und zahlreicher Quotenvorschrif­
ten eine negative Auslesepolitik 
getrieben: aus den verschieden­
sten Motiven und Interessen, 
die sich w ie zu einem schwer 
entzifferbaren Kreuzworträtsel 
zusammenfügen, ist dieser oder 
jener unerwünscht und w ird  ab­
gelehnt. Dagegen übt Sow jet­
rußland aus staatspolitischen 
Gründen eine positive Auslese­
politik. Erscheint jemand ge ­

nehm, w e il sein Beruf oder sein 
besonderes Können als Spezia­
list hoch im  Kurse stehe und 
dem Staat nützlich sein könne, 
so w ird  er aufgenommen.

Die nachbarlichen 
Interessen

Immerhin verzeichnet das 
Genfer Abkommen von 1951, dem 
sich verschiedene europäische 
Staaten angeschlossen haben, 
eine Reihe von Empfehlungen, 
die jedoch nur fü r Einzelper­
sonen gelten. Ergänzend zum 
Asylrecht enthält es ein ige Be­
stimmungen, denen zufolge nie­
mand in ein Land abgeschoben 
oder ausgeliefert werden kann, 
w o  ihm Verfo lgung droht. Dem­
gemäß hätte N a gy  w eder in  das 
kommunistisch reg ierte  Rum ä­
nien noch zurück nach Ungarn 
gebracht werden dürfen. Kein  
Rechtsstaat hätte das getan.

An anderen Beispielen läßt 
sich zeigen, daß durch das V er­
hältnis eines Landes zu seinem 
Nachbarn seine Maßnahmen g e ­
genüber politischen Flüchtlin­
gen zuweilen entscheidend be­
stimmt werden. Holland hat 
z. B. nach 1918 nie ernsthaft 
daran gedacht, den deutschen

A u f jeden F a ll beeinflußt die 
politische L a ge  jew eils di'e Ent­
scheidungen darüber, ob das 
Asylrecht positiv oder negativ 
ausgelegt werden soll. Deshalb 
—  so betonte Professor K irch ­
heimer — haben heute in ter­
nationale Gerichtshöfe keine re­
ale Chance. Tatsächlich ist eine 
internationale Strafgerichtsbar­
keit undenkbar, da die Stand­
punkte der einzelnen Staaten 
gegenüber bestimmten Straf­
taten allzu stark voneinander 
abweichen. Das haben auch die 
Nürnberger Prozesse abermals 
bestätigt.

Heute, im  Zeitalter unauflös­
barer internationaler Verflech­
tungen, läßt sikh immerhin jene 
Auffassung allgem ein vertreten 
und praktizieren, der zufolge 
ein Rechtsstaat grundsätzlich 
keine Person aus politischen 
Gründen an einen anderen Staat 
ausliefern sollte. Das politische

K a iser an die A lliierten  auszu­
liefern , w ie es der Versailler 
V ertrag  verlangte. Es wußte ge­
nau, w ie  nachhaltig ein Auslie- 
rungsentschluß das (auf soliden 
wirtschaftlichen Überlegungen 
basierende) nachbarliche V er­
hältnis zu Deutschland getrübt 
hätte.

Eine besondere R o lle  spielt in 
politisch unruhigen Gegenden 
von jeher das diplomatische 
Asyl, das heißt die Aufnahme 
eines Flüchtlings in  das ex terri­
toriale Gebiet einer ausländi­
schen Mission., In  Südamerika 
zum Beispiel w ird  es von 
allen Parte ien  und jedem  
R egim e respektiert, einge­
denk des möglichen e ige­
nen Schicksals, ohne daß b in ­
dende Abmachungen vorlägen^- 
Auch das Recht des Vatikans, 
in  K r ie g  und Frieden  politisch 
bedrohte und umstrittene P e r ­
sonen vorübergehend zu schüt­
zen, ist nie bestritten worden.; 
D ie  Zwangslandungen von F lu g ­
zeugen in  Westeuropa m it In ­
sassen aus Diktaturstaaten, die 
dadurch dem totalitären Macht­
bereich entfliehen wollten, w ur­
den bisher ebenfalls von fast 
allen Staaten als gerechtfertigt 
anerkannt.

Asylrecht —  so schloß P ro fes­
sor K irchheim er —  muß not­
wendigerweise vorläufig ein 
Provisorium  bleiben.

Hochachtung vor Berlin
Berlin  (E igenm eldung). D er 

norwegische Ministerpräsident 
Einar Gerhardsen hat sich aus 
Anlaß seines Berlin-Besuches in  
das „Goldene Buch“ der Stadt 
eingetragen. Bei einem Em pfang 
erklärte er, er habe in  B erlin  
den Eindruck gewonnen, daß die 
westeuropäischen Demokratien 
in  dieser Stadt eine Schanze 
verteidigten, die unbedingt, ge­
halten werden müßte. D ie feste 
Haltung der Berliner habe auch 
in  Norw egen  ungeteilte Hoch­
achtung gefunden. D er Berlin-i 
Besuch des Ministerpräsidenten, 
der inzwischen w ieder nach Oslo 
zurückgekehrt ist, bildete den 
Abschluß eines m ehrtägigen 
Deutschland-Aufenthalts.,

R e c h ts s ta a te n  g e g e n  A u s lie f e r u n g



B ILD E R  D E R  WOCHE. Oben: Die amerikanischen Sachverständigen für die Genfer 
Konferenz (von links nach rechts): D r. Bacher, Delegationschef Dr. F isk  und Nobel­
preisträger Dr. Lawrence. —• Unten: Noch rechtzeitig zur Eröffnung der Filmfest­
spiele trafen auf dem Flughafen Tempelhof Annemarie Düringer (links) und Vera

Kalman ein.


